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Beilage zur Landtagszeitung Nr . 38

Motion des Abgeordneten Biffing
auf

Abänderung verschiedener Bestimmungen über das Volksschulwesen .

Meine Herren !

Den vorhergcgangenen Landtagen , so wie dem jetzigen , ist eine überaus große Anzahl von Petitionen über

das Volkssch ul w ese - n übergeben worden , welche klar beweisen , daß eine Abänderung mancher Bestimmungen

der in dieser Hinsicht bestehenden Gesetze Noth thue . Die hohe zweite Kammer hat dies wiederholt anerkannt , in¬

dem sie die meisten jener Petitionen mit Empfehlung und zum Zweck einer Revision der Schulgesetze dem großher -

zoglichen Staatsministerium überwies . Leider geschah aber solches in der Regel am Schluffe des Landtags , und

es wurde bei den überhäuften Geschäften in eine gründliche Erörterung , wodurch die hohe Regierung die Ansich¬

ten der Kammer hätte entnehmen können , nicht mehr eingegangcn . Schon aus diesem Grunde , daß nämlich doch

endlich einmal eine umfassende Verathung über den hochwichtigen Gegenstand stattfindet , werden Sie , meine Herren ,
es mir nicht als Anmaßung auslcgen , wenn ich als Laie über die so sehr complizirten Verhältnisse des Volksschul »

Wesens mit einer Motion anftrete . Gerne hätte ich gesehen , daß ein mehr unterrichteter und sachkundiger meiner

Herren Collegen diesen Gegenstand behandelt hätte ; da solches aber nicht der Fall ist , so wird die Wichtigkeit der

Sache und meine reine Absicht , der Jugend und einem hartbedrängten Stande zu dienen , Ihre Nachsicht erwirken .

Ich darf übrigens nach den Gesinnungen , welche die hohe Kammer auf dem vorigen Landtage in dieser Beziehung

ausgesprochen hat , mich der freudigen Zuversicht hingcben , daß meine Motion von keinem ungünstigen Resultat

begleitet sepn wird . Ein höheres Gefühl schwellt die Brust des Menschenfreundes , wenn er sich berufen sieht ,
an der Veredlung und Ausbildung des Volkes kräftig mitzuwirken , wenn es darauf ankommt , dem jugendlichen

Sprößling den Geist der wahren Humanität und Gesittung nebst positivem Wissen zu Higen zu machen . In
der Jugend liegt ja unsere Zukunft ; wer die Jugend heranzubilden sucht , setzt sich das schönste und unvergänglichste
Denkmal , tief eingegraben in die dankbare Brust der Nachwelt , nicht zerstörbar in den ärgsten Stürmen der Zeit .

Die Basis unserer National Wohlfahrt , das einzige Fundament derj ächten Freiheit
— worauf beruhen sie anders , als auf der Intelligenz und Bildung des Volkes ? Was nützen die

herrlichsten Institutionen , wenn sie nicht dem Bildungsgrade des Volkes entsprechen , wenn das Volk nicht reif ist,
sie zu würdigen , zu pflegen , zu erhalten ? Was nützt Preßfreiheit , wenn die Masse des Volkes nicht empfänglich

ist für den Geist der Wahrheit ? Was nützt Oeffentlichkeit des gerichtlichen Verfahrens , wenn der Staatsbürger
keinen Antheil nimmt an den Verhandlungen ? Was nützt Geschwornengericht , wenn die Jurp nicht einmal die

ersten Grundsätze von Recht und Gerechtigkeit kennt ? Beförderung der Aufklärung des Volkes durch einen ver¬

besserten Unterricht , daS ist die Grundbedingung der Existenz und Erhaltung besserer Gesetze .

Meine Absicht geht jedoch nicht dahin , Ihnen , meine Herren , eine gänzliche Umänderung der bestehenden

Vorschriften vorzuschlagen , sondern blos diejenigen Normen , welche am meisten und zunächst einer Nachhülfe oder

Verbesserung bedürfen , zu bezeichnen . Jede Veränderung des Bestehenden führt Unbequemlichkeiten und Mißver¬

hältnisse im Gefolge ; sorge man darum für ' s Erste , daß die Hauptgebrechen beseitigt werden .

Sonach werde ich mir eö zur Aufgabe machen , einige Punkte , welche die persönlichen Verhältnisse der Volks -

schullchrer betreffen , und sodann einige allgemeinere auf die Schule Bezug habende zur Sprache zu bringen .

1 . Was die persönlichen Verhältnisse der Volksschullehrer betrifft , so wissen Sie , meine

Herren , daß auf allen Landtagen seit 1819 hierüber viel verhandelt worden ist . Im Jahr 1835 wurde eine Ge¬

setzesvorlage gemacht . Seine Königliche Hoheit der Großherzog sprach damals bei Eröffnung der

Etändeversammlung die denkwürdigen Worte :
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„ An diese Verordnungen reiht sich ein wichtiges Gesetz , welches Ich Ihnen vorzulegen befohlen habe , undwelches zum Zweck hat , den Stand der Schullehrer in der bürgerlichen Gesellschaft festzustellen , ihnen eingenüglichcs Einkommen , soweit es noch nicht geschehen , zu sichern , und die Mittel zur Deckung des dazuerforderlichen Aufwands aufzukringen . Meine Absicht dabei ist zugleich , diesem für die Bildung der Ja¬gend so nothwendigcu Stand Meine Achtung öffentlich zu beweisen , in der Hoffnung , daß er sich derselbendurch treue Pflichterfüllung und durch wirksame Thätigkeit innerhalb der Grenzen seines Berufes immerwürdig erhalte ."

Es ließ sich hiernach erwarten , daß der Landtag von 1835 den vielfachen Gebrechen , woran unser Volksschul -wcsen litt , nachdrücklichst abhelfen und insbesondere das Loos der Lehrer bedeutend verbessern würde . Allerdingsist in dieser Beziehung auch vieles Dankenswerthe von ihm auögegangen , mancher Mißstand wurde beseitigt , undOrdnung und Klarheit in die die verworrenen Zustände gebracht ; allein dennoch wird man nicht verkennen , daßnoch gar Vieles verbessert werden kann , und daß gerade die Klassifikation der Gehalte der Lehrer in einer Weisegeschah , die von allzu großer , sa ängstlicher Sparsamkeit für den Staat und die Gemeinden Zeugniß gab .
Die hohe Regierung hat solches in der That zugestanden , indem sie durch den der dießsahrizen Ständever¬sammlung übergebenen Gesetzentwurf , die Besserstellung der Volksschullehrer betreffend , eine Erhöhung der Gehalteder beiden unteren Classen vorschlug . Allein ich gestehe offen , wiewohl ich mit Dank die gute Absicht der Negie¬rung anerkenne , der Entwurf genügt mir nicht , da er nur auf halbem Wege stehen bleibr . Die Aufbesserungder ersten Elaste mit 35 fl . und solche der zweiten Elaste mit 25 fl . ist unzureichend . Dicß hat selbst der HerrPräsident des Ministeriums des Innern durch seine in der ersten Kammer kürzlich gemachte Bemerkung bestätigt ,wornach „ er nicht in Abrede stellen wollte , daß vielleicht eine bedeutendere Hülfe am Platzewäre . " Durch die Annahme des Gesetzentwurfes werden die billigen Forderungen des LchrerstandcS sicherlichnicht beseitigt , und cs steht zu erwarten , daß beim nächsten Landtage dieselben Klagen in eben so großem Maaße ,wie bisher , wieder auftauchcn .
Nach dem Gesetze vom 28 . August 1835 sind die Volksschullehrer in vier Classen , je nach dem Stand dervölkerung der Gemeinden , abgctheilt . Es befinden sich gegenwärtig in unserem Grvßherzogthum 1931 Hauptlehrer ,wovon 1349 der katholischen und 582 der evangelischen Confcssion angehörcn . Nach den Classen sind sie folgender¬maßen eingetheilt :

I . Elaste mit 140 fl . Normalgchalt 791 Lehrer .H „ „ 175 „ tf 819
m . „ „ 250 „ ff 229
IV . „ „ 350 „ tf 92

Sie ersehen hieraus - daß die 321 Stellen der beiden obern Classen nur als Ausnahmen , jene 1610 Stellender untern Classen aber als Regel erscheinen . Schlägt man ein ungefähres Schulgeld von 40 fl. und die freie Woh¬nung ebenfalls mit 40 fl . zum Gehalt des Lehrers der ersten Elaste , so ergiebt sich keine höhere jährliche Einnahme ,als 220 fl . , oder täglich 36 kr . ; schlägt man zum Normalgehalt des Lehrers der zweiten Classe ein ungefähresSchulgeld von 60 fl. und die Wohnung mit 40 fl . , so besteht die jährliche Einnahme in 275 fl . oder 45 kr. täglich— ein Verdienst , der geringer ist , als solcher eines Handwerksgehülfcn oder Tagelöhners .
Und für diese 36 resp . 45 kr. hat der Lehrer täglich sechs Stunden Unterricht zu ertheiken , hat sich hierzu vor -zuberciten , hat in der durchaus abhängigen und unwürdigen Stellung als Mößner und Glöckner den Diener desPfarrers zu machen und die Geschäfte eines Tagelöhners zu verrichten ; er muß , ehe er sich daS spärliche und saureBrod erwirbt , während zweier Jahre auf seine Kosten , mit denen er ein bürgerliches Gcwerb hätte gründen können ,in dem Semiiiarium sich ausbildcn , während weiterer 4 bis 6 Jahre als Nntcrlehrer den letzten Rest seines Vermö¬gens zufetzcn, er hat , bei der ganz unverbältnißmäßig kleinen Anzahl von Schulstellen einer obern Klasse , nicht diemindeste Aussicht , in eine höhere Klasse vorzurücken , und muß — um noch Allem die Krone auszuschen — wenn erohne sein Verschulden den Dienst nicht versehen kann , anS seinem Beutel den Stellvertreter zahlen . BeneidenSwertheSLoos , welches den Lehrer im Vorzüge vor allen übrigen Ständen auSzurufcn berechtigt : mein Reich ist nichtvon dieser Welt ! Unaussprechlicher Trost , vielfach verkannt und zurückgesetzt, in sich die Beruhigung tragen zu dürfen ,



das Meiste für die Wohlfahrt des Staates gewirkt zu haben .' Wahrlich , eine seltene Charakterstärke , eine überaus

große Liebe zur Jugend gehört dazu , sich unter solchen Verhältnissen dem Lchrerftande zu widmen .

Gibt cs denn etwa noch andere Klassen von Angestellten in unserem Lande , die sich i» ähnlicher Lage befinden ,

die für treue Dienste keinen entsprechenden Lohn empfangen ? Blicken Sie um sich , meine Herren , Sie werden keine

auffinden , selbst nickt unter den niedersten Dienern . Das Einkommen des Amtsdicners beläuft sich mindestens dop¬

pelt so hoch, als das des SchullehrerS ; der Polizeidicner bezieht 300 fl . nebst Kleidung , der Conducteur 350 fl . nebst

25 fl . für Kleidung, der GenSdarme I . Klasse 225 fl. und der H . Klaffe 200 fl . , nebst 73 fl . Massengelder; der

Waldhüter durchschnittlich 215 fl . , der Stallbediente des Landcsgcstüts 244 fl . nebst 30 fl . für Bekleidung , der Foh -

lenknecht 36 kr. täglich nebst 17 fl . 30 kr . für Bekleidung , die Wärter und Lampenputzer bei der Irrenanstalt Jllenau

einen Gehalt von 300
'
fl . bis zu 192 fl . , und werden für ihre Besserstellung noch weitere 600 fl . im neuesten Budget

verlangt . Hierzu kommen aber bei allen Genannten noch sehr bedeutende Nebenverdienste . Es thut weh , solche

Leute , die allerdings dem Staate von Nutzen sind , deren Wirkungskreis aber ein viel untergeordneter ist, mit einem

Lehrer in Vergleich stellen zu müssen ; es schmerzt noch mehr , wenn man bedenkt , daß dieselben in einem weitern

Vortheil stehen , indem sie nicht Geld und Zeit ans ihre Ausbildung zu verwenden hatten , sondern meistens als aus¬

gediente Soldaten sogleich angestellt wurden .

Erlauben Sie mir , meine Herren , Sie mit den Verhältnissen einiger anderen deutschen Bundesstaaten hinsichtlich

der Lehrergehalte bekannt zu machen . Im Herzogthum Sachsen -Meiningen wurde durck Gesetz vom 20 . Juni 1835

das Minimum des Gehaltes eines Volksschullehrers auf 200 und resp . 250 fl . festgesetzt ; von 337 Schulsteflen , die

sich dort befinden , waren es 174 , welche das Minimum nicht erreichten und sonach verbessert werden mußten . —

Im Königreich Sachsen befinden sich unter 2039 Schulftellcn nur 36 , welche unter 120 Thalcr abwerfen . Im

Herzogthum Nassau wurden durch Gesetz vom 29 . März 1817 die Gehalte der Lehrer auf die Summe von 200

bis 500 fl . festgesetzt ; im Jahre 1842 gab es daselbst 871 Schulstellen , hiervon erhielten :

217 Unterlehrer einen Gehalt unter 200 fl.
414 Hauptlehrer „ „ von 200 — 299 fl.
151 ii ii „ „ 300 — 399 fl.

60 H ii „ „ 400 — 499 fl .
29 „ „ „ „ 500 fl . und darüber .

Im Königreich Baiern ist das Minimum der Lehrergehalte , auch auf 200 fl . festgesetzt ; es gibt dort nach dem

im vorigen Jahre in in der II . Kammer gehaltenen Vortrag des Ministers v . Abel 7228 Volksschullehrer , wovon
1173 das gesetzliche Minimum noch nicht beziehen , aber baldigst bis dahin vorrücken ,
3177 zwischen 200 — 300 fl.
2878 über 300 fl . besoldet sind .

Aus einer Tabelle der König ! . Regierung zu Speper vom 4 . Aug . 1843 ergibt sich in Bezug auf die Pfalz

folgendes Resultat : Gesammtzahl der Lehrer 1104 , der Gehülfen 210 . Davon beziehen :
342 Lehrer das gesetzliche Minimum von 200 fl .
146 H von . . . . . . . . 201 —249 fl.
104 tt „ . . . . . 249 —299 fl.
352 1t 1t • . 300- 349 fl .

90 tt tt ' » . 350—400 fl .
70 11 tt ♦ ♦ •» •> . . . . über 400 fl .

Von den Gehülfen beziehen :
67 zwischen 155 — 199 fl.

143 über 200 fl .

Im Großherzogthum Hessen ist die Regierung im Begriff , daö bisherige Minimum von 155 fl. auf 200 fl . zu

erhöhen . Cs befinden sich im jetzigen Augenblicke dort 1426 Schulstellen ; im Jahre 1839 gab eö
1 .



225 Stellen mit einem Gehalt von 155 fl.
226 tt tt tt tt tt 155 — 200 fl .
261 tt tt tt tt tt 200 - 250 fl.
191 ft ft tt tt tt 250 - 300 fl.
155 ft ft tt tt tt 300 - 350 fl.
121 tt tt tt tt tt 350 — 400 fl.
124 tt tt tt tt tt 400 - 500 fl.
45 tt ft tt tt tt 500 — 600 fl.
36 ft tt ft tt tt 600 - 800 fl .

Seit dem Jahre 1839 soll schon mehr , als die Hälfte der bisherigen Stellen von 155 fl. Gehalt auf 200 fl .erhöht worden seyn .
Im Königreich Würtemberg erhält nach Gesetz vom 29 . September 1836 der Lehrer :

in Orten von mehr als -1000 Einwohner einen Gehalt von . . 350 fl.in Orten von weniger als -1000 und mehr als 2000 Einwohner einen Gehalt von . . . . 300 fl.in andern Orten , wenn die Zahl der Schüler mehr als 60 beträgt , einen Gehalt von . . . 250 fl.übersteigt jedoch die Zahl der Schüler 90 , so hat die Gemeinde , da eigentlich alSdann ein
zweiter Lehrer angestellt werden sollte , noch 50 fl . jährliche Zulage zu geben ,in Orten endlich , wo die Zahl der Schüler nur 60 oder darunter beträgt , einen Gehalt von . 200 fl.Der Unterlehrcr erhält dort außer freier Wohnung wenigstens 150 fl . und der Lehrcrgchülse wenigstens 120 fl .Außerdem wird laut Verfügung des Königl . Ministeriums und Consistoriums vom 1 . Januar 1839 für jeden Zög¬ling deö Schullehrerftandcs jährlich ein Beitrag von 50 fl . geleistet .

Wenn nun auch einzelne Umstände in mehreren der genannten Staaten , z . B . daß Schulgeldbetrcffniß , oder daß ,wie in Hessen - Darmstadt , die Wohnung zu 10 fl. angeschlagen ist, wieder ungünstiger einwirkcn , so ist doch immer¬hin die Lage der Lehrer dort nicht so trostlos und traurig , als in unserm Lande . Es ist dies aber um so mehr zu ■
bedauern , da Baden doch allen übrigen Bundesstaaten in zeitgemäßen Verbesserungen als Beispiel vorleuebtei

'
, da

unser gesegnetes Land und unser wohlgeordneter Staatshaushalt einen nicht bedeutenden Mehraufwand , der aufeinem verbesserten Volksschulwesen beruht , ganz gut ertragen kann , und wenn wirklich eine Ersparung cintreten
müßic , solche bei weitem eher bei andern Positionen , wie Militär und Gesandtschaften , Platz greifen sollte .Das Budget für das Kricgsministcrium ist mitten im tiefsten Frieden auf eine ganz nnverhältnißmäßige Weise bis
beinahe zur Summe von 2 Millionen gestiegen , es könnte hier ebenso , wie bei unseren Gesandten , von denen ichhier nur jenen in Frankfurt mit l -1,000 fl . und jenen zu Wien mit 18,000 fl . Gehalt erwähnen will , füglich redu -cirt , und auf solche Weise eine Summe erspart werden , welche nicht allein durch Verwendung auf den Volköunter -
richt einen wohlthätigen Segen bringen , sondern auch noch eine Verminderung oder Aufhebung drückender Abgaben
zur Folge haben würde . Auch bei Verleihung von Pensionen könnte ebenfalls häufig eine Ersparniß eintretcn ,so daß es nicht mehr der Fall wäre , daß Pensionen im Betrage von 6,000 fl . ertheilt würden .

Uebcrdies geht auS einem Vergleiche des Aufwands für das Volksschulwcscn mit dem für die höhern Bildungs¬anstalten ein schreiendes Mißverhältniß , eine große Ungerechtigkeit hervor . Wohl anerkenne ich den Werth solcherhöhern Unterrichtsanstalten , wohl weiß ich , daß sie eigentlich die Träger der Aufklärung waren , daß von ihnenherab die Wissenschaft in die untern Klassen drang ; allein das wird mir hoffentlich nicht bestritten werden können ,daß , da nun einmal die Masse deS Volkes eine größere Ausbildung besitzt , der Erweiterung dieser Ausbildung zuGunsten der höhern Unterrichtsanstalten keine hemmende » Fesseln angelegt werden dürfen . Das Budget für 1842
führt folgende Summen in dieser Beziehung auf :

für die beiden Universitäten . . 130,747 fl.
für den gelehrten Unterricht . 41,727 »
für die polytechnische Schule . . 25,850 „
hiezu kamen noch im nachträglichen Budget . . . 10,387 „und im außerordentlichen Budget . . 10,000 „

zusammen . . . 218,711 fl.
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während daS Budget für den gesammten VolkSunterricht nicht mehr als 95,053 fl . in Anspruch nahm . Der Staat

verwendet also weit mehr , als das Doppelte , auf die Ausbildung eines ganz geringen TheilcS der Jugend , die

unendliche Mehrzahl der Schüler muß sich dagegen mit einer spärlichen Ausstattung begnügen . Ist dies gerecht ,
ist dies billig , meine Herrn ? Nimmermehr . Getrost darf ich darum bei Ihnen voraussetzen , daß Sie den Volks¬

unterricht mehr in ' s Auge fassen werden ; könnte man Ihnen doch sonst den wahrlich nicht ungegründeten Vorwurf

machen , daß Sie meistens den höher, : Ständen angehörig und weil ihre Kinder nicht von einer solchen Ungerech¬

tigkeit betroffen würden , an dem Gedeihen des VolksnnterrichtS keinen Antheil nehmen .

Fassen wir den Gegenstand aber auch noch von einem andern Gesichtspunkte auf . Ueberall auS allen Gegenden

iti Landes ertönen die Klagen , daß Schulstellen auS Mangel an Lehrern nicht besetzt , überall her ertönen die

Klagen , daß alte , abgestumpfte , unbrauchbare Lehrer , eben weil ein Mangel vorhanden ist , nicht pensionirt werden .

Zur Bestätigung des Angeführten berufe ich mich der Kürze halber auf den Bericht des Abg . Gerbel auf dem

vorigen Landtage , wornach über 100 Lehrer im Interesse des Unterrichts zur Ruhe gesetzt werden sollten . Womit

wollen Sie nun abhelfen , wenn sich dies Uebel noch weiter vergrößert ? Ich kann mir ganz gut denken , daß

unser Staat ohne Gesandten , ohne Forstmeister , ohne Landesgestüt fortgedeihe » wird , aber ohne Volksbildung

ist er ohnmächtig , verachtet und allen möglichen Schwankungen preiSgegcben . Und doch bringen wir es endlich

dahin , wenn die Lage der Volksschullchrcr nicht aufgebcsscrt wird . Eine ehrenvolle , gesicherte Stellung der

Lehrer steht in unzertrennlicher Wechselwirkung mit der Ausbildung der Jugend ; eben so wie eine gute , wahre

Justiz nicht ohne eine durchaus unabhängige Stellung des Richterstandes gedacht werden kann . Glauben Sie aber ,
daß sich jetzt noch die bessern Köpfe , denen die Neuzeit viel schönere Aussichten eröffnet hat , dem Lehrfache widmen

werden — einem Berufe , der der schwierigste ist , wo vielfache Kränkungen , wo Armuth und Abhängigkeit sie er¬

warten ? wo die aus innerster Brust quillcnde gerechte Klage über Nothdürftigkeit in den Vorwurf dcS Undanks ,
wo die bescheidene Bitte um Besserstellung in den Vorwurf der Unzufriedenheit , wo die Behauptung einigen RechtS -

zustandes
' in den Vorwurf der Unverträglichkeit und Widerspänstigkeit verwandelt wird , wo das allen Badenern

zustehende AssociationSrecht auf sie keine Anwendung findet ? ES wird wahrlich verlangt , der Lehrer solle ein

höheres Wesen sein , und gleichwohl entzieht man ihm auch das geringste Mittel , sich auf eine höhere Stufe

emporzuschwingen !

Welchen Unterricht können Sie sich von einem Manne versprechen , der niedergedrückt und sich unglücklich

fühlend in der Gegenwart , nicht heiter und frischen LcbenSmutheö in die Zukunft blickt , in dessen Brust die schreck¬

liche Sorge um seine darbende Familie nagt ? Müssen nicht unter solchen Umständen die meisten Lehrer in ihrer

Bildung rückwärts gehen ? Aber das bei weitem Schlimnrere ist , daß mit dem Rückschreiten der Lehrer der

Geist von tausenden viel versprechender Kinder gleichfalls getödct wird . „ Als rüstiger , strebsamer Manu " , schreibt
ciw viclerfahrener Pädagog , „ trat euer Lehrer aus dem Seminar in eure Schule , er gestaltete aus ihr eine geistige
Werkstatt , eö herrschte das Leben , geistige Funken sprühten zwischen Lehrer und Schülern . Nun gehet nach zehn

Jahren wieder in seine Schule , lahme Kräfte , monotones Wesen , stumpfe Geister , cs herrscht der Tod und nicht
das Leben , eö herrscht der schimpfliche Geistesmechanismus , nicht mehr die Denk - und Forschlust . Woher dieS ?
Der Lehrer ist den Krebsgang gegangen . Woher ? es fehlten ihm die Mittel zum Fortschritte . Ja , ja , es gibt
allenthalben Beispiele , furchtbare , genug . Oder meint man , die Schüler würden etwas Anderes , als der

Lehrer ist ? Wie der Lehrer , so die Schule , an jedem Tage , in jeder Stunde fort und fort . "

Hüten wir uns aber auch noch weiter es dahin zu bringen , daß keine ausgezeichnete , aus ehrbaren Famisien
stammende Jünglinge mehr das Lehrfach ergreifen , sondern daß dies bloS solche thun , die unter den Umgebungeu
der Rohheit und Sitten >osigkeit ausgewachsen sind . Es bleibt so Manches auS früher Jugend dem gereifteren
Manne anhängen , und darum lassen Sie uns besonders bei den Lehrern hierauf Bedacht nehmen , welche , wie
Lord Brougham richtig bemerkt , die Beherrscher ihrer Epoche sind , deren Alphabet mächtiger ist , als das

Bajonnet der Soldaten .
Betrachten wir auch noch einen Augenblick die jetzigen Pflichten und Dienstleistungen des Lehrers im Vergleiche

zu früher » Zeiten . Ehemals war die Ausbildung desselben so gering , daß ein Friedrich II . seine Invaliden mit

Schulstellen versorgte , der Begriff von Schullehrer und Kuhhirt war gleichbedeutend und eö konnte sich recht gut
der Fall rreignen , welchen der Abg . Behr in der bairischen Ständeversammlung anführte , daß eine und dieselbe



Person im Sommer Kuhhirt und im Winter Lehrer war , alö ersterer 80 fl . nebst freier Wohnung erhielt , und
als Lehrer einen Gehalt von 2 fl. 45 kr. empfieng . Jetzt dagegen muß sich ein Candidat mehrere Jahre hindurchdem Fachstudium ergeben , und in vielen Thcilen des Wissens eine recht gründliche Bildung erwerben , der
Lehrer muß einen durchaus moralischen Lebenswandel führen , er muß täglich sechs Stunden Unterricht erlheilen ,( vor dem neuen Schulgesetz nur vier ) , er muß sich hiezu noch vorbercitcn und wenn er äußerst den an ihn ge¬stellten Forderungen genügen will , in seinem Fache fortstudieren . Mit diesen vermehrten Anforderungen steht aber
doch gewiß die durch das Gesetz von 1835 gegebene Aufbesserung ( die sich aber bei vielen Schulstellen theils wegendeö frühem hohem Schulgeldes , theils wegen der bezogenen Naturalien , theils weil dabei noch Nebenämter mit versehenwerden durften , nicht als Aufbesserung anschen läßt ) in keinem Verhältnisse . Zudem sind alle Lebensbedürfnisf '
im Preise gestiegen , so daß jene geringe Gehaltserhöhung eher solchen Mehrbedarf zum Grunde hat , als die ver¬
mehrten Dienstleistungen . Erwägt man hiezu noch , in welchem Grade die Besoldungsverhältnisse aller übrigen
Etaatsangestellten sich in neuerer Zeit günstiger gestaltet haben , ohne daß größere Anforderungen an sie gestelltwurden , so wird man zum Schlüsse kommen , daß der Lehrer stark hintangcsetzt wurde .

Wenn Sie nun , meine Herren , mit mir darin einverstanden sind , daß die Lage deö Volksschullehrers eine über¬aus traurige ist , daß es eben so wohl gegen alle Gerechtigkeit als gegen das Interesse der Heranwachsenden Jugendverstößt , ihn länger in einer solchen Lage zu lassen , so säumen Sie nicht , Hand an das Werk zu legen und die Wegeund Mittel aufzusuchen , welche eine nachdrückliche Abhülfe gestatten .
Der einfachste und sicherste Weg wäre der , daß man , wie cs im Hcrzogthum Nassau geschah , sämmtliche

Einnahmsquellen der Schulen in einen allgemeinen Hauptfond zusammcnwerfen , hieraus nach Klassen die verschie¬denen Besoldungen firircn , und von Seiten der Gemeinden und deö Staats daö Fehlende zuschicßen würde . Allein
gegen die Ausführung erheben sich die einzelnen Stiftungen und Lokalfonds , die eine Verwendung nur an denjenigenOrten gestatten , wo sie errichtet wurden .

Ein anderer Weg wäre der , der Negierung eine bestimmte Summe zur Besserstellung der Lehrer anzuvertrauenund dieselbe zu ermächtigen , solche Summen je nach den Local - und Personalverhältniffen zu verwenden . Hiergegen —
spricht aber , daß es nicht räthlich ist, einen Angestellten von der G n a d e seines Obern gänzlich abhängig zu machen ,daß die Negierung selbst die Summe unmöglich gerecht verwenden könnte und in vielfache Verwickelungen mit ein¬
zelnen Gemeinden gebracht würde .

Ich halte dafür , daß wir die Basis , welche das Gesetz vom Jahr 1835 angenommen hat , nicht verlassen sollen .Wenn man auch manche Ausstellungen hinsichtlich der Klassifikation mit Grund machen kann , wenn auch nichtallen Verhältnissen die gehörige Rücksicht getragen wurde , so wäre doch von einem allgemeinen Gesetze daS
Unmögliche verlangt , wenn eö alle Ungleichheiten aufhebeu sollte . Eine weise Regierung wird in speziellen Fällen ,wo Härten und Mißstände cintreten , gewiß vermittelnd und auSgleichcnd cinschreiten Auch ist es nicht räthlich ,einmal fest bestehende Normen , die ins Leben praktisch übergegangen sind , ohne sehr erhebliche Gründe gänzlich umzu¬ändern ; man würde hierdurch abermals Unebenheiten und Mißverhältnisse schaffen , während die durch daS Gesetz vom
Jahr 1835 hervorgerufcnen zum großen Theil zu verschwinden beginnen . Endlich glaube ich aber auch , gerade dadurch ,daß an den jetzigen Grundsätzen festgehalten werden soll , am leichtesten die verschiedenen Faktoren der Gesetzgebung zu
veranlassen , in eine Abhülfe einzuwilligen .

Beibehalten also die Basis , auf welche das Gesetz vom Jahr 1835 gegründet ist, und nur nachhelfen da , wo sichLücken erkennen lassen , dies ist meines BedünkenS der hier einzuschlagende richtige Weg .
Hievon ausgehend , müßten die vier Klassen der Volksschullehrer bestehen bleiben , und nur hinsichtlich der Besol¬

dungen eine Erhöhung cintreten . Da , wie ich oben bemerkte , die zwei höher » Klaffen zu den untern wie Ausnahmen
zur Regel sich verhalten , da gegen sie daS Princip einer ängstlichen Sparsamkeit nicht in vollem Maße angewendetwurde , und da sie überdicß nur an bedeutenderen Orten , wo ein nicht geringer Nebenverdienst durch Privatunterrichtstatt finden kann , der aber eigentlich hier nicht in Anschlag gebracht werden sollte , Vorkommen , so bezieht fich mein
Antrag auf Besserstellung der Lehrer nur auf die beiden untern Claffen . Keineswegs will ich aber hiermit ausge¬sprochen haben , daß die Hl . und IV . Classe keiner Erhöhung bedürften , sondern nur aus Rücksicht auf die ge¬gebenen Verhältnisse und fcsthaltend an dem Grundsatz , daß das Beste der Feind des Guten ist, schlage ichIhnen , meine Herren , vor
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den Gehalt der Lehrer I . Classe von 140 fl. auf 200 fl . und den Gehalt der

Lehrer II . Classe von 175 fl. auf 230 fl. zu erhöhen ,

ein Antrag , der , wie Ich Ihnen gezeigt zu haben glaube , wahrlich nichts UcberspannteS enthält , der noch weit

hinter demjenigen zurückbleibt , welchen der Abg . Wetzcl II . auf dem Landtage von 1831 gestellt und der Abg . Winter

von Heidelberg , als Berichterstatter , vervollständigt hat .
Der deSfallS nöthige Mehraufwand würde sich bei

791 Stellen der ersten Classe aus 47,460 fl.
und bei 819 „ „ zweiten „ „ 45,045 „

- >- zusammen auf 92,505 fl .

belaufen . Berücksichtige ich hiebei noch , daß viele Lehrer der ersten und zweiten Classe durch Dotationen bereits einen

yöhern , als den Normalgchalt beziehen , und sonach die beantragte Erhöhung auf sie keine Anwendung findet , so,
wird solche Erigenz noch bedeutend vermindert .

„ Aus Nichts wird Nichts ; wer die Lampe ncthig hat , gieße auch Oel darauf / sagte vor langen , langen
Jahren ein griechischer Weiser . Ich darf annehmen , daßIhnen , meineHerren , jener Betrag nicht zu hoch erscheinen wird ,
wenn ich bedenke, welche höchst bedeutende Snmmcn für das materielle Wohl der Staatsbürger verwendet werden ;
ich erinnere Sie nur an unsere Eisenbahn und Staatsstraßen , ich verweise Sie auf unser neuestes ordentliches

Budget , welches unter andern für die Gendarmerie 166,000 fl -, für die Irrenanstalt Jllenau 91,000 fl . , für daö

LandcSgestüt 65,000 fl . in Anspruch nimmt ( bei welcher letzter » Position cs vielleicht interessant wäre , eine verglei¬
chende Berechnung anzustellen , wie vwl ein Fohlen den Staat kostet und wie viel ein Kind ) — Summen , welche durch
das nachträgliche und außerordentliche Budget wahrscheinlich noch erhöht werden ; Sie werden um so weniger jenen
Betrag für zu hoch erachten , wenn Sic weiter bedenken , welchen unverhältnißmäßigcn Aufwand unsere gelehrten
Anstalten erfordern , und wenn Sie endlich erwägen , daß , wie sich einer unserer tüchtigsten Nationalöconomen ( Soden )
auSdrückt , der Aufwand auf Volksbildung durch die Erhöhung der Moralität , in der bürgerlichen und der Straf¬
gesetzgebung , selbst in streng finanzieller Hinsicht , Wucherzinsen trägt .

Doch bin ich nicht gesonnen , jene ganze Summe von dem Staate allein beitragen zu lassen — dies wäre eine

ungerechte Maßregel gegen solche Gemeinden , die durch Stiftungen und LocalfondS in den Stand gesetzt sind , ihre
Lehrer gut zu besolden ; sondern ich erlaube mir , weiter zu beantragen :

daß zwei Drittel des Mehraufwands vom Staate
und daß ein Drittel desselben von den Gemeinden a u f z u b r i n g e n seien .

Hiernach würde der Staat ungefähr 60,000 fl ., und die Gemeinden ungefähr 30,000 fl . beizuschießcn haben .
Bei diesem meinem Vorschläge dürfte sich auch noch ein ganz besonderer Vortheil dadurch ergeben , daß der

bisherige stete Wechsel der Lehrer durch häufige Versetzungen aufhört oder doch vermindert wird . Denn da der
Unterschied zwischen den Geballen der ersten und zweiten Classe , so wie der zwischen den Gehalten der zweiten und
dritten Classe nicht mehr so bedeutend , wie bisher , ist, da auch überdies durch die gewonnene Verbesserung ein Lehrer
nicht immer an die Versetzung ans eine höhere Stelle denken muß , und er nur aus den wichtigsten Gründen ein
Domicil , welches ihm einmal gefällt , verlassen wird , so werden die vielen jetzt vorkommcndcn Versetzungen , welche
auf den Unterricht der Kinder bekanntlich sehr nachthcilig cinwirken , sich bedeutend verringern .

Ich fürchte nicht , daß durch den Mehrbedarf von 30,000 fl . einzelne Gemeinden zu sehr in Anspruch genommen
und sich darüber beschweren werden . Wenn der Staat V3 bcizutragen hat , so stehen die Gemeinden durch solche Freigebig¬
keit im Vortheil , da ja ihnen ganz besonders und vielfach ein verbesserter Unterricht zu gut kommt ; Sie werden
mir darin beipflichten , daß gebildete Männer , durch ihr Privat - wie öffentliches Leben einer Gemeinde vielen Vor -
theil bringen , und daß , da unser Gemeindegesetz eine tüchtige Bildung der Bürger voraussetzt , gerade bei der großen
Selbstständigkeit der Gemeinden es gar häufig vorkommt , daß durch unvernünftige und unwissende Menschen daö Ge -

meindevcrmögen auf eine muthwillige oder einfältige Weise verschleudert wird . Zudem sind unsere Gemeinden durch
Ablösung der Zehnten und der Frehnden , die zum Theil auf Kosten deS Staates geschehen , so wie durch die vom
Staate gemachten Verbesserungen und Unterhaltung der Landstraßen , endlich durch de» unverhältnißinäßig gestiegenen
Werth deS GrundeigenthnmS zu großem Wohlstände gelangt , auch ist ihr Haushalt durch die langen Fricdensjahre



meist wohlgeordnet ; sie sind somit in den Stand gesetzt, für da - geistige Wohl ihrer Kinder besser zu sorgen . Nur

Rohheit , Unverstand oder Gleichgültigkeit gegen die Jugend könnte eine Opposition der

Gemeinden gegen meinen Antrag Hervorrufen ; ich glaube aber nicht hieran , sondern ich setze vielmehr voraus ,

daß fortan jede Gemeinde es als eine Ehrensache betrachten wird , die Wohlthäter ihrer Kinder aus ihrer bedräng¬
ten Lage herauözurcißen und ihnen eine sorgenfreie Zukunft zu bereiten .

Ich gehe nun zu einem andern Punkte über , welcher die persönlichen Verhältnisse der Volksschullehrer betrifft .

Der § . 4 des Gesetzes vom 28 . August 1835 enthält Folgendes :
„ Wenn mehrere Orte zu einer Schule gehören , so wird bei Bestimmung der Classe nur die Bevölkerung desje¬

nigen Orts , in welchem die Schule sich befindet , berücksichtigt , selbst wenn die andern Orte zur nämlich ?'-

Gemeinde gehören sollten ."

Diese Bestimmung hat schon im Jahr 1835 bei der Berathung über das Gesetz den vielfältigsten Widersprach
in der Kammer gefunden , sie ist durch alle seither cingelaufenen Petitionen ver Lehrer als verwerflich aufgeführt
und auch auf den letzten Landtagen als einer Abänderung bedürfend bezeichnet worden .

Schon aus den Motiven zu dem Entwurf jenes Gesetzes geht deutlich hervor , daß nur „ ganz kleine Orte "

— „ Nebenorte " — die erste Classe von Schulsteltcn bilden sollten , daß dagegen die zweite Classe , welche Gemein¬
den von 500 bis 1500 Seelen umfasse , gewissermaßen die Basis der ganzen Eintheilung abgeben würde . Gleich¬
wohl haben jetzt die Stellen der ersten Classe beinahe die Zahl derjenigen der zweiten Classe erreicht ; es trat also hier
ein Verhältniß ein , welches durchaus nicht in der Absicht deö Gesetzgebers lag . Gerade aber die Bestimmung ,
daß nur die Bevölkerung des Schulortö bei Festsetzung der Classe maßgebend sei , hat nun dieses Mißverhältniß
hauptsächlich herbeigeführt . Man gieng von der Ansicht aus , daß die Bedürfnisse des Lehrers sich nach dem Umfange
seines Wohnorts richten würden . Allein jener Grundsatz ist ganz unrichtig , denn wir finden indem Großher -

zogthume viele Orte von einer großen Bevölkerung , in welchen die Lebensbedürfnisse bei weitem geringer und

wohlfeiler sind , als in kleinen Orten , welche von Märkten und Städten entfernt liegen . Ja es ist Thatsache , daß
in kleinen Orten deßhalb , weil keine Concurrenz stattfindet , Vieles thcurer ist, als in den Städten . Ich
nur an die Orte des SchwarzwaldS ; gerade hier kommen auch die meisten kleinen Gemeinden vor , direrlAmhrere
eine Schule besitzen .

Abgesehen davon , daß dies gegen den Grundsatz verstößt , wornach die ganze Schulgemeinde die Schule zu er¬

halten hat , abgesehen von der Ungerechtigkeit gegen den Lehrer , tritt aber noch eine weitere Unbilligkeit gegen die

kleinen Gemeinden in der Art ein daß nur junge , unerfahrene Lehrer in ihnen angestellt , und daß solche, wenn sie

sich zu tüchtigen Männern qualifizirt haben , weil die Stellen zu schlecht bezahlt sind , sogleich wieder versetzt werden

und nur unfähige Subjekte an einem und demselben Orte lange verbleiben .
Mein Antrag geht also dahin , die Bestimmung deö § . 4 deS Volksschulgesetzes vom Jahr

1835 i n s o w e i t a b z u ä n d e r n , d a ß b e i B e r e ch u u n g d e r S c e l e n z a h l nicht solche des Schul «

o r t s allein , sondern der ganzen Schulgemeinde berücksichtigt werde .
Ein weiterer Punkt , den ich Ihnen , meine Herren , zur Abändeiung zu bezeichnen mir erlaube , bezieht sich

aus den § . 50 des Volksfchulgesetzes . Er lautet also :
„ Wird ein bei einer Volksschule angestcllter Hauptlchrer , nach Umlauf des vierzigsten Dienstjahres , von seiner

ersten Anstellung als Hauptlehrer an gerechnet , zur Ruhe gesetzt , so kann er den ganzen Betrag seines nach
§ . 4 bemessenen gesetzlichen Gehalts , mit Ausschluß der nach § • 8 etwa bezogenen Zulage und mit fernerem

Ausschlüsse des Anschlags der Wohnung , des Schulgeldes und der Ncbcnbezüge , als Ruhegehalt fordern . "

Wer erstaunt nickt über die Inkonsequenz dieses Paragraphen ? Während der Volksschullehrcr sich nirgends
der Vorzüge des StaatSdienerS zu erfreuen hat ( ich mache Sie nur darauf aufmerksam , daß er wegen Unvcr -

trägllchkeit in dienstpolizeilichem Wege entlassen werden kann ) , wird auf ihn plötzlich eine Bestimmung dcS

StaatSdicneredictS angewendet , wodurch er nach vollendetem vierzigsten Dienstjahre den ganzen Betrag seines Nor -

malgehalts als Ruhegehalt fordern kann ; analog mit den Staatsdienern soll das vierzigste Dienstjahr erst von seiner

Anstellung als Hauptlehrcr berechnet werden ; nicht analog dagegen mit den Staalsdienern soll die Wohnung deö

LchrerS im Anschlag ausgeschlossen sepn . Gewiß liegt hierin eine große Härte , und eS ist unbegreiflich , daß die Kam¬
mer von 1835 solche sanctionirt hat . ES ist bekannt , daß kein Stand früher altert und erschöpft wird , als solcher der
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Kehrer , und daß gerade die tüchtigsten , eifrigsten und feurigsten Lehrer kein hobcS Alter erreichen ; eS sollte darum auch

Ihnen , die ja sonst in keine Kathegorie mit den Staatsdiencrn gestellt sind , die sich in ihrer Besoldung nicht so , wie
die Staatsdiener , verbessern können , vorzugsweise vergönnt sein , das vierzigste Dienstjahr von einer früheren Zeit an

zu berechnen , als von ihrer Anstellung alS Hauptlehrer . Es ist gewiß schon traurig genug , wenn daS Schulgeld ,
welches einen wesentlichen Bestandthei ! ihres Einkommens bildet , und sich mit dem FunctionSgchalte des Staatsdie -

nerS nicht vergleichen laßt , außer Anschlag bleibt . Hiezu kommt noch , daß eine große Ungleichheit in solchen Fällen
statifindet , wo den jüngsten Lehrern schon in den ersten Jahren ihrer Reception durch Grund - und Standeöherrcn Pa¬
tronats - Schulstellen verliehen werden , und ebenso , wenn Unterlehrer bloS wegen ihrer besseren Ausbildung in Städ¬
ten länger ^ als sie nöthig hätten , verweilen . Der Unterlehrer weiht in gleichem Maaße dem Staate seine Kräfte ,
wie der Hauptlehrcr , darum sollte also auch daS vierzigste Dicnstjahr billig nach -dem ersten Jahre der Anstellung als
Unterlebrer berechnet werden .

Noch viel weniger läßt cS sich rechtfertigen , daß die Wohnung bei Firirung dcö Ruhegehaltes nicht berücksichtigt
wird . Die freie Wohnung ist in den Gehalt eingerechnet , sic wird versteuert , ist nicht zufällig und wandelbar , son¬
dern ein wesentlicher Theil des fixen Gehalts ; hier sollte doch auch die Norm gelten , wie sie beim . Staatsdiener fest¬
gesetzt ist.

Sonach schlage ich Ihnen vor , den § . 50 des Gesetzes vom 28 . A u g u st 18 55 dahin abzuäudern ,
daß das 40fte Dienstjahr von der ersten Anstellung als Unterlehrer an gerechnet und bei
Firirung des Ruhegehaltes die Wohnung mit angeschlagen werde .

Eine große Härte für den Volksschullehrer liegt ferner in dem § . 60 des angeführten Gesetzes vom Jahre 1835 .
Hierdurch muß der Lehrer , wenn ihnr ohne fein Verschulden ein HülfSlehrer beigegeben
wird , lediglich den ganzen Aufwand hiefür tragen . Es ist gewiß in dee Billigkeit gegründet , daß
ein Angestellter des Staates , der ohne Verschulden seinen Dienst nicht versehen kann , darunter nicht zu leiden hat ,
sondern daß der Staat solche Kosten trägt . Es wird selten einen Privatmann geben , der in ähnlicher Weise einen
treuen Diener behandeln würde , um wie viel mehr also liegt solches in der Pflicht des Staates ! Auch hat derselbe
diese Bestimmung gegen alle Staatsdiener nicht festgehalten , sondern er zahlt aus seinen Mitteln deren Stellvertreter ;
ja eS ist die Härle gegen die Lehrer um so auffallender , wenn man bedenkt , daß allen zu Abgeordneten in die
Etändeversammlung gewählten Skaatsdicnern , die als solche Diäten beziehen und deren Gehalt als Staatsdiener
fortläuft , auf Staatskosten die Dienstvcrweser bezahlt werden . Ich glaube , eö bedarf keiner weiteren Motivirung , und
ich darf Ihnen , mit Berufung auf die früheren Kammerverhandlungen , die Abänderung des § . 60 in der Art Vor¬
schlägen , daß wenn einem Hauptlehrer oh ne sein Verschulde nein HülfSlehrer beigegeben
werden muß , der Aufwand hiefür aus der Staatskasse zu bestreiten ist .

Meine Herren , Sie werden diesem Thcile meiner Motion gewiß nicht Ihre Unterstützung versagen , wenn Sie
noch außer den Ihnen angeführten Gründen einen Blick auf den Stand der Volköschullehrer in Baden werfen ;
derselbe erfüllt redlich und treu seinen schweren Beruf , er verdient hierdurch die allgemeinste Achtung und ist einer
Berücksichtigung , die ja nur ein Ausfluß der Gerechtigkeit sein soll , wahrlich nicht unwürdig .

2 . Ich gehe nun zu dem andern Abschnitte meiner Motion über , welcher sich auf Verhältnisse der Schule selbst
bezieht .

Ans verschiedenen Paragraphen dcS Gesetzes vom 23 . August 1835 ist zu erkennen , daß die Gesetzgeber die
Schule als eine Staats - Anstalt betrachteten , und daß sie den früher stets aufgestellten Grundsatz verließen , die
Schule sei eine Tochter der Kirche . Diese neuere Theorie muß immer mehr Geltung sich verschaffen in den¬
jenigen Ländern , wo die Wissenschaft nicht mehr im Besitze eines einzelnen Standes , der Geistlichkeit , sich befindet ,
sondern wo sie Gemeingut aller Staatsangehörigen geworden ist, wo die engen Schranken , in denen sich früher
der Unterricht bewegte , ausgedehnt wurden , und wo die hierarcbische Tendenz , durch Bearbeitung der Künste und
Wissenschaften das geistige Uebergewicht und somit die stärkste Macht dem Priesterthum zu verschaffen , siegreich be¬
kämpft ist . Zudem hat sich die Kirche ihres ursprünglichen Verhältnisses zur Sckule «ntäußert und den Unterricht ,
der früher von den Geistlichen erthcilt wurde , an die Schullehrer abgetreten . Der Unterricht selbst aber befaßt sich
jetzt nur zum kleinsten Thcile mit der Religion , so wie die eigentliche Aufgabe der Schule sich vorzugsweise auf daS
zeitliche Leben bezieht . Ein Blick auf die Staaten , worin bis auf die neuesten Zeiten der Unterricht sich in den

2
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Händen der Geistlichkeit befand , muß unS nothwendig dahin bringen , dem Staate die Schule in jeder Beziehung
untcrzuordnen . Die Nothwendigkeit einer Trennung der Schule von der Kirche ist gegenwärtig wohl eben so gutanerkannt worden , als die Nothwendigkeit einer Trennung der Justiz von der Administration . Gleichwohl hat jenes
Gesetz vom Jahre 1835 diesen Grundsatz nicht ganz ronscquent durchgeführt , und darum Mißstände hcrvorgcrufen ,welche schon in den ersten Jahren nach seiner Entstehung zur Kenntniß der hohen Kammer gelangten .Es wäre conscguent gewesen , G e m e i n d e sch u l c n zu richten , welche alle Kinder ohne Ausnahme und ohne
Rücksicht auf ihre Confessio » zu besuchen hatten . Statt dessen gab man C o n fessi " n s sch u l e n den Borzug . Die
nachtheiligen Folgen hiervon konnten in einem Staate , wie der unsrige , wo der katholische und ev angelische Con -
ftsstonötheil gemischt unter einander leben , wo glücklicherweise solche Vermischung im Zunehmen ist, nicht ausbleiben .ES mußten in allen paritätischen Orten zwei Schulen errichtet werden , wenn die Zahl der Kinder dcS einen Conses -
sionstheils auch noch so gering war ; da , wo kein Schulfond bestand , mußte nach § • 79 des angeführten Gesetzes die
politische Gemeinde ( nicht der Eonfessionstheil ) die Kosten der Schule bestreiten , für ein Sckulhaus sorgen , den Lehrerbesolden , und so traf cs sich häufig , daß die Gemcindcbürger deö einen Confcssionötheils , welcher hinlängliche Dotationen
besaß , um seine Schule ohne Zuschuß aus Gcmcindemittcln zu erhalten , genöthigt waren , die Kosten für die Schule desandern Confcssionötheils tragen zu helfen . Solcher Mißstand wurde noch um so größer , als die Bevölkerung der Ge¬meinde den Maßstab gibt , in welche Classe eine Schulstcllc gesetzt wird , und sonach ein Hauptlehrer der III . und IV .Classc über eine Schule gesetzt werden konnte , worin sich nur eine ganz geringe Anzahl von Schülern befindet . Icherlaube mir , Ihnen , meine Herren , für meine Behauptung einige Beispiele anzugeben . Die Gemeinde Dühren zählt160 evangelische und 16 katholische Bürger und ist verpflichtet , zwei Schulen zu erhalten ; desgleichen die GemeindeNeidenstein mit 900 Seelen , worunter 66 evangelische und 20 katholische Schulkinder , die Gemeinde Diedels -heim mit 1000 Einwohnern , worunter 12 katholische Kinder ; ferner Z a i se n h a n sen , dcssn Einwohnerzahl sichauf 918 Evangelische und 50 Katholiken beläuft , von welchen letztem 6 — 8 Kinder die katholische Schule besuchen ;eben so die Gemeinde Rüstend ach , welche 270 Seelen — meistens Taglöhncr — zählt , worunter 9 katholische Bürger6 Kinder in die Schule schicken ; ja die Gemeinde Reichcnbuch mußte bei 31 Bürgern gemischter Confessio » und ^ ei
einer Umlage von 1 fl . 35 kr . vom 100 fl : Steuerkapital zwei Schulen errichten .

Haß und Zwiespalt in solchen Gemeinden war hievon die nothwendige , unauSblcibbare Folge .
Die hohe Negierung suchte zwar diese schreienden Mißständczu entfernen , sie forderte insbesondere durch eine

Ministerialverfügung vom 1 . November 1836 sowohl die Obcrschulconferenz , als die vier KreiSregiernngen zum
Gutachten auf , sie bc -eichnetc specicll die Vorschläge , welche zur Abhülfe gemacht wurden , und welche dahin gingen ,entweder 1 ) die Schule des kleinern Thcils aufzuheben und den Religionsunterricht dieses Theils durch den Pfarrer
ertheilen zu lassen , oder 2) die beiderseitigen Schulen in der Art mit einander zu vereinigen , daß für den kleindrn
Eonfessionstheil der Schule dcS andern Confessionstheils ein Untcrlehrer beigcgeben werde , mit der Verpflichtung ,den Religionsunterricht den Schülern seiner Conscssion zu geben , oder 3) die Schule des kleinern ConfessionStheils zwar ge¬trennt beizubchalten , aber in eine niedere Classe zu versetzen . Allein diese wohlmeinende Absicht wurde nicht erreicht ,die Mißverhältnisse bestehen noch fort . Die Hauptursache dürfte wohl darin liegen , daß der kleinere ConfessionStheil
meistens hartnäckig auf dem ihm gesetzlich zukommenden Rechte bestand , eine eigene Sckule zu besitzen.

Auch die hohe zweite Kammer hat bereits im Jahr 1810 sich in ähnlicher Weise ausgesprochen . Der durchden Abg . Kuenzcr Namens der Petilionskommission deßfalls erstattete Bericht wurde durch Kanimerbescbluß zurMotion erhoben , und darüber durch den Abg . Bekk am 1 . Juni 1810 berichtet . Der Commissionsantrag wurde
von der Kummer einstimmig angenommen , er lautet :

Seine Königliche Hoheit in einer unterthänigcn Adresse zu bitten , einen Gesetzentwurf vorlcgen zu
lassen , welcher Bestimmungen enthält :

1 . daß und unter welchen Voraussetzungen in paritätischen Orten , wo getrennte Confessionsschulen bestehen ,der größere Consessionsthcil wegen zu großer und unverhältnißmäßiger Belastung der Gemeindckasse durchdie Unterhaltung der beiden getrennten Schulen die Vereinigung derselben verlangen könne ;2 . daß jedoch auch da , wo diese Voraussetzungen vorhanden sind , der kleinere ConfessionStheil die Beibe¬
haltung alsdann fordern könne , wenn er ( nach einem unter seinen Mitgliedern zu verabredcndeu Bei -
tragsfußc ) denjenigen Betrag vom Aufwand seiner ConfessionStheile selbst bestreite » will , welcher nach
Verwendung



a . der dazu verfügbaren Fonds und Dotationen , so wie
b . des nach Nr . 3 zu bestimmenden Beitrags der Gemeindckasse , und
c . eines mit Berücksichtigung des Bedürfnisses und der Kräfte des kleinern CvnfcssiouStheilS im einzelnen

Falle nach Billigkeit zu bestimmenden widerruflichen Staatszuschusses ,
noch übrig bleibe ,

3 . daß die Gemcindckaffc in einem solchen Falle zur Schule des größer »
'

ConfcssionötheilS nach Maßgabe dcS
Gesetzes vom 28 . August 1835 , zur Schule deö kleinern ConfessionStheilS aber dasjenige bcizutragen habe ,
um was sie zur Schule deö größer « Theils weniger beitragen muß , als wenn die Schulen vereinigt wären ,
oder sofern dies mehr ausmacht , dasjenige , was die Mitglieder des kleinern ConftssivnSthcils wegen der
Schulunterhaltung zur Gemcindrkasse beizutragen haben ;

4 . daß die Schule deö kleinern Confcssicnsthcils in -solchen Fällen hinsichtlich der Größe der Lehrcrgehalte in
die zunächst geringere Classe hinabgesetzt werden könne ;

5 . daß im Falle der Bereinigung bei Entscheidung der Frage , von welcher Confession der Lehrer , oder wo mehrere
Lehrer anzustellen sind , von welcher Confession der Hauptlehrcr und von welcher der Unterlehrer zu ernennen sei ,
hauptsächlich auf das Bevölkerungsverhältniß beider ConfcssionSthcile , zugleich aber auch noch auf die Größe
der eigenen Fonds und Dotationen eines Jeden Rücksicht genommen werde ;

6 . daß im Falle der Bereinigung der Religionsunterricht den Schülern jeder Confession besonders ertheilt werde ,
und zu dem andern Unterricht nur solche Bücher religiösen Inhalts zu gebrauchen seien , in welchen bloß im
Allgemeinen ein religiöser und christlicher Sinn genährt , aber keine confcssionelle Verschiedenheit berührt wird .

Die hohe erste Kammer trat jedoch der Adresse an Seine Königliche Hoheit den Großhcrzog auf den Bericht
des Prälaten Hüfsell nicht bei , und daher kommt cs denn , daß noch heute dieselben Uebelstände , wie früher , vor¬
handen sind.

Mit Berufung auf die früheren Kammcrverhandlungen über diesen Gegenstand kann ich die Begründung meines
Antrags , hier eine Abänderung tuntreten zu lassen , kurz fassen . Wie bereits bemerkt , so huldigt das Gesetz vom
28 . August 1835 nicht dem Princip , daß die Schule eine Anstalt der Kirche sei . Es geht dieß hinlänglich deutlich
daraus hervor , daß die politische Gemeinde verpflichtet ist , im Falle des Mangels an Dotationen , die Schule zu
erhalten , und daß nöthigenfalls noch der Staat mit Zuschüssen aushilft . Ein Besteucrungsrecht der Kirche zu Gun¬
sten von Confessionsschulen ist aber nicht anerkannt . Warum sollte auch noch ferner ein solcher Grundsatz bei den
Volksschulen bestehen bleiben , während er bei allen höher » Lehranstalten längst aufgcgebcn ist ?

Doch noch aus einem andern , wie mir es dävcht , wichtigcrn Grunde , möchte die Errichtung von wahren Ge -
mcindeschulcn zu empfehlen sein . Die in confessioneller Beziehung durchaus gemischte Bevölkerung Badens soll ,
wie nur jeder Vaterlandsfreund von Herzen wünschen muß , in Eintracht , in gegenseitiger Achtung fortan neben
einander leben ; es soll nicht die Fackel der Zwietracht hineingeschleudert und dadurch jenes unselige und bekla -
genswcrthe Verhältniß der beiden Confessionstheilc bewirkt werden , was leider in so manchen Gauen unseres deut¬
schen Vaterlandes Wurzel gefaßt hat . Ist ja doch Liebe und Duldung vor Allem die Basis der christ¬
lichen Religion , nicht Haß und Verfolgung . Und wenn man gar noch heutigen Tages sieht , wie sich Sek¬
ten der beiden Confessioncn bilden , die als Ultras betrachtet werden müssen , wie der Pietismus und Mp -
sticismus auf der eine » , der Ultramontanismus auf der andern Seite die so w ünsch ensw erthe
totale Vereinigung beider Confessioncn zu einer wahren christlichen Kirche zu verhindern
suchen , wer sollte da nicht gerne Alles beitragen , um die zarte Knospe des Kindes rein zu halten von dem Saa -
men der Zwietracht , von den Verirrungen des Geistes , von Aberglauben und Jrrthum ? Möge der Hauch solches
Giftes das reine Gemüch unserer unschuldigen Jugend nicht berühren !

Auch in andern deutschen Staaten sind Gemeindcschulen eingerichtet , und erfreuen sich eines schönen Gedeihens .
Bereits im Jahr 1817 wurden die Confessionsschulen im Herzogthum Nassau durch Gemeindeschulen ersetzt .
Auch in Preußen suchte man , wie aus einer Kabinetsordre deS Königs vom 23 . März 1829 hervorgeht , die
Gemeindeschulen zu begünstigen ; ebenso sind im Großhcrzogthum Hessen solche vorhanden .

Unser Gemcindegesetz begünstigt ebenfalls die Errichtung von Gemeindeschulen , es gestattet einem jeden christ¬
lichen Staatsbürger , ohne Unterschied der Confession , sich in einer beliebigen Gemeinde des Landes bürgerlich
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mederzulaffen ; fast an allen Orten sehen wir daher jetzt eine in konfessioneller Hinsicht gemischte Bevölkerung ,
die mit jedem Tage zunimmt .

Auf die innere Einrichtung der Schule kann aber eine vereinigte Gemeindeschule nur günstig einwirkcn ; mit dem
Gehalte zweier Lehrer , mit den Ausgaben für zwei Schulhäuser bleiben in der Regel beide Schulen einer kleinen
Gemeinde vernachlässigt , während sämmtliche Mittel auf eine Schule verwendet , viel zu leisten vermögen ; auch
wird dadurch der Uebelstand aufgehoben , daß die eine Confessionöschule jetzt mit Kindern überfüllt ist , während
die andere nur eine ganz geringe Anzahl besitzt.

Fern sei es jedoch von mir , einen Zwang gegen die Gemeinden , die nun einmal Confessionsschulen besitzen ,
ausüben zu wollen ; ich bin ein Feind jeglichen Zwanges und wünsche deßhalb nur eine aus vollster Ueberzeugnng
hervorgegangcne Uebereinkunft . Sonach will ich nicht aus jeder Konfessionsschule in einem paritätischen Orte eine
Gemcindeschule machen , aber das will ich und darauf trage ich an , daß man durch Gemeindebeschluß
festsetzen kann , die bisherigen Confessionsschulen in eine einzige Gemeindeschule zu
vereinigen ; dabei versteht sich aber von selbst , daß wenn der kleinere Confcssionsthcil , dessen Schule aufge¬
hoben werden soll , Willens ist , die Schule aus seinen Mitteln oder durch Dotationen , welche bisher bestanden ,
fortzuerhalten , ihm dieß nicht verwehrt werden darf . Was den Religionsunterricht desjenigen Confessionstheils
anbelangt , zu dessen Confession der Lehrer sich nicht bekennt , so soll der betreffende Pfarrer ihn ertheilen .

Eine andere Inkonsequenz gegen das Gesetz vom 28 August 1835 enthält die Verordnung vom 15 . Maj
1834 , welche sich über die Beaufsichtigung der BolkSschule ausspricht . Hiernach ist der jedesmalige
Pfarrer der Ortsschulinspector und führt den Vorsitz beim Schulvorstand , ein anderer Geistlicher des Bezirks ist der
Schulvisitator , die Oberschulbehörde besteht aus den in der Regel zur Hälfte mit Geistlichen besetzten Oberkirchen -
räthen und endlich ist die Oberschulconferenz mit 4 geistlichen und 2 weltlichen Mitgliedern besetzt, und wird darin
von einem Geistlichen der Vorsitz geführt . Der Grundsatz , daß die Schule eine Staatsanstalt sei , ist doch gewiß
hiedurch verlassen . -

Ich bin nicht gesonnen , einen Tadel gegen den Stand der Geistlichen auszusprechen , aber das leuchtet doch -tVM
dem gesunden Menschenverstand ein , und das kann und darf nicht unterdrückt werden , daß Männer , deren Beruf
rin ganz anderer ist , deren Ausbildung in einem ganz anderen Fache stattfand , nicht mit Erfolg die wichtige Auf¬
gabe der Leitung des Schulwesens versehen können . Daraus , daß sie NeligionSlehrer sind , folgt wahrlich noch
nicht , daß sie auch gute Pädagogen sein müssen , sondern eS ist- für einen wahren Schulmanär unerläßlich , daß er
durch langjährige Erfahrung sich gebildet hat ; und nur derjenige , welcher selbst in einer Schule Unterricht erlheilt
und die Bedürfn

'
sse und Mängel auö dem Fundament kennen gelernt hat , kann eine gute Oberaufsicht über die

Schule ausüben und ein gegründetes Urtheil über die Fähigkeiten eines Lehrers fällen . Was würden Sie , meine
Herrn , dazu sagen , wenn ein ganz tüchtig auSgebildcter Schulmann , eben weil er Unterricht ertheilt und etwas
vom Einüben versteht , beordert würde , ein Regiment Soldaten zu erercirm ?

Ueberdies ist durch diese Anordnung die Lage deS Lehrers eine überaus bedenkliche . Der Lehrer ist zugleich
als Mößncr Diener des Pfarrers und muß ihm als solcher unbedingten Gehorsam leisten . Sehr häufig kommen nun
durch dieses Verhältniß Conflictc vor , und cs liegt nicht in der menschlichen Natur , daß der Pfarrer alsdann den
Lehrer vom Mößner trennt . Erwägt man nun , auö welchen geringfügigen Gründen ein Lehrer abzcsctzt werden
kann ( ich verweise hier abermals auf das Wort „ Unverträglichkeit " !) , so sollte doch wenigstens eine zweite , ganz
unparteiische Instanz für den Lehrer geschaffen sein . Diese zweite Instanz aber , wer bildet sie ? Wiederum ein
Geistlicher ; ja sogar , wie an den Orten , wo der Schulvisitator wohnt der Fall ist , eine und dieselbe Person .
Nach dem der hoben Kammer vorgelegtcn Entwurf über die Gerichtsverfassung findet die Appellation gegen das
Urtheil deS Amtsrichters nicht an das Bezirksgericht , sondern an das Hofgericht statt . Aus welchem Grunde ?
Weil daS Bezirksgericht gleichfalls auS Amtsrichtern zusammengetzt ist , und bei der Collcgialität , worin die Amts¬
richter stehen , nicht die gehörige Unparteilichkeit vorausgesetzt wird . In welchem höhern Maße läßt sich diese»
Grundsatz aus die geistlichen Schulvisitatoren anwenden , die mit den Schulinspectoren , ihren Amtsbrüdern , in
dem innigsten und vertrautesten Verhältnisse leben , und überdies nicht die vollständige Fachbildung besitzen , welche
rin Richter deS Bezirksgerichts doch aufzuweiseu vermag . Exempla sunt odiosa ; ich beschränke mich auf daS
Gesagte .
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©feine Herrn , M ) Derla -stge nicht , daß der Orlsschulinspektor kein Geistlicher sei ; kr ist jedenfalls in Dorf ,

gemeinden die fähigste und billigste Person zu diesem Amte ; aber daß alle Höheren Instanzen in Schulsachen vor .

zugSwcise mit Geistlichen besetzt sind , dies scheint mir doch durchaus nicht zweckmäßig zu sein . Das beste Mittel

hier eine totale Verbesserung einlrete » zu lassen , wäre gewiß die Errichtung einer sich nur mit dem gesammten M »

ziehungs - und Schulwesen befassenden , unter dem Ministerium des Innern unmittelbar stehenden Behörde , die

zum Theil ans praktischen Schulmännern zusammengesetzt wäre . Da ich jedoch einmal von dem Grundsatz aus .

gehe , Ihnen , meine Herrn , Anträge zu übergeben , bik ohne Schwierigkeit ins Leben geführt werden köttttkn , so

ziehe ich es vor , das Institut der Bezirksschiilvisitatoren allein einer Abänderung zu unterwerfen , wie auch in

andern Staaten der Fall ist . Mein Antrag geht also dahin , d aS Amt eines Bezirksschnlvisilatvrs

init Vergrößerung deS Bezirks nur einem weltlichen St aatsdicner , der sich als prak .

tischer Schulmann erprobt Hat , anzuvertrauen . Eine tüchtigere , sachkundigere Dberaufsickst , eine

gleichmäßigere Organisation der Schulen ( Würau es bisher sehr gebrach ) , und eine unparteiischere , vorrrrtherls -

freiere Behandlung der Lehrer ist hievon die nothwendige Folge ! Alle übrigen Zweige der Staatsvenvaltilng sind

von unten bis oben hinauf wohl geordnet , lassen wir das Schulwesen hievon keine Ausnahme machen .

Ich hatte die Absicht , wegen des § . 65 des Gesetzes vom 28 . August 1835 , der sich ans die Einkünfte et *

ledigter Schullehrerstellen bezieht , und eine große Härte für manche Gemeinden enthält , einen besonderen Antrag

zu stellen . Ein Mitglied der hohen I . Kammer ist mir hierin zuvorgekomme » , und Hat eiste Motion deßsalls b<»

gründet , ich erlaube mir daher nur , hier die Hossnung ausznsprechen , daß auch in diesem Saale der darüber

gestellte Antrag volle Zustimmung erhalten wird .
Erlauben Sie mir , meine Herrn , am Schlüsse meiner Motion einen andern hochwichtigen Gegenstand , der

einen Theil des Unterrichts betrifft , zu berühren . Nach § . 27 der Verordnung vom 30 . Mai 1831 besteht dkr

Zweck der Volksschulen nicht allein darin , daß der Schüler zu einem verständigen und religiös sittlichen Menschen

gebildet , sondern daß er auch in den jedem Erwachsenen im bürgerlichen Leben nöthigen

Kenntnissen unterrichtet werde . Darum erstreckt flch der Unterricht außer Religion , Schreibest , vesen

Rechnen , Naturgeschichte re . auch auf Gesiindheitölehre und Landwirlhschaft . Wir vermissen aber hiebei den Unter -

richt in unfern wichtigsten , d a ö b ürg erl i ch e L eb e n h a up tsä ch l i ch b e r ü h r e n d e n G e se tz e n . AlS

solche bezeichne ich die Versassungsurkunde und das Gemeindegesetz .

Täglich hören wir von der einen , wie von der andern Seite die Klage , daß jene herrlichen Gesetze noch nicht in

das Innerste deö Volkes eingedrungen seien , tckglich hören wir von einer gewissen Seile die Behauptung aus¬

sprechen , daß das Volk ein Spielball der Faetionen und darum unerläßlich wäre , es in jeder Beziehung zu bevor -

munden . Das nachdrücklichste Mittel der Abhülfe würde ich meinerseits in der Preßfreiheit erblicken ; allein ich

weiß sehr wohl , daß wir in unserem gerechten Verlangen nach diesem Urrechte jedes denkenden Staatsbürgers nicht

vorwärts kommen , und gleichsam ein böser Dämon die Verständigung darüber zwischen Fürst und Volk hemmt . Wenn

ich nun Vorschläge , durch Unterricht in der Verfassung und in dem Gemeindegesetze das Volk zu einer größeren Selbst¬

ständigkeit zu bringen , so kann mir nicht der Einwand entgegengesetzt werden , den man stets gegen die Preßfreiheit

vorbringt — der Einwand nämlich , daß durch
'M iß brauch daS Gate wieder ansgehoben wird . Im Gegentherl

wird man von allen Seiten anerkennen müssen , daß eine innige Bekannlschaft mit jenen Gesetzen für einen jede »

Staaisbürger von den ersprießlichsten Folgen seyn wird , daß sie nothwendig ist für ihn in vielen fast täglich vorkom¬

menden Geschäften , und daß sie hauptsächlich ihn dahin bringen muß , ihm Vaterland und Gemeinde thener zu machen .

Beide Institutionen setzen ja einen gebildeten Staatsbürger voraus . — Der Staat verlangt , daß jeder Einwohner

seinen Pslichlen , wie sie die Gesetze vorschreiben , pünktlich Nachkommen soll . Wie kann aber dieses geschehen , wenn

dem Bürger nicht einmal die Hauptgrundsätze bekannt sind , ans denen der Staat und die Gemeinde beruht ? Besteht ,

aber der Staat darauf , daß der Bürger seine Pflichten genau kenne , nun so muß er auch eben so sehr darauf b?.

stehen , wenn er nicht Selaven , sondern freie Männer haben will , daß die Rechte in demselben Umfange gekannt sind .

Das freie Wahlrecht , das PetitionSrecht und so manche andere durch die Verfassung gegebenen Rechte wirken erst

dann wobithätig , wenn derjenige , welcher sie auSübt , ihre wahre Bedeutung kennt . Noch viel näher liegt eS aber ,

daß der Gemeindebürger mit dem Gemeindegesetze vertraut seyn muß ; in seine Hände ist die Wahl aller Mitglieder der

Gemeindeverwaltung gelegt , er ist verpflichtet , bei den wichtigsten Angelegenheiten der Gemeinde selbstthätig mitzu «

3
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wirken , und in den Gemeinderath berufen , ist er im Stande , eine Gemeinde blühend und wohlhabend zu mache« ,
aber auch ihren Kredit zu untergraben und ihr Vermögen zu verschleudern .

Leider müssen wir uns gestehen , daß die meisten Staatsbürger jener beiden Gesetze noch nicht hinlänglich kundig
find . Ich könnte Ihnen vielfache Beispiele zum Beweise meiner Behauptung anführen , wenn es überhaupt nur noch
Beispiele bedürfte ; ich könnte sie hernehmen nicht vom Lande , sondern auch - aus den Städten , wo bekanntlich mrbr
Bildung herrscht.

Nur derjenige , welcher daS Gute und Vorzügliche eines Gegenstandes wirklich er¬
kannt hat , wird an ihn gefesselt . Ich befürchte nicht , daß nur ein Bürger bei näherer Kenntniß den hohen
Werth unserer Verfassung und unseres Gemeindegesetzes verleugnen wird ; so bald er sich aber davon überzeug « bat ,
so wird seine Anhänglichkeit und Achtung vor dem Gesetze sich vermehren . Hierin liegt nun gerade die Hauplstärke
eines Staates . Welch ' ein Unterschied in dieser Beziehung zwischen dem rohen Russen , der nur als willenloses Werk¬
zeug nit der Knute zur Beobachtung der Gesetze angebalten werden kann , und dem stolzen Bewohner des freien Bri¬
tanniens , bei welchem bloß das Vorzeigen des einfachen Stäbchens des Constable gleichsam Wunder wirkt !

Ich würde Sie , meine Herren , heute wobl ermüden , wenn ich mich noch weiter über die Vorzüge des Unterrichts
in der Verfassung und dem Gemeindegesetze verbreiten wollte , die Sie Alle gewiß anerkennen . Erlauben Sic mir nur
noch die eme Bemerkung , daß gerade der Deutsche seiner inneren Natur » ach so sehr dazu paßt , eine höhere Stufe
in der Ausbildung einzunehmen , die auf der Kenntniß seiner Fundamentalgesetze beruht — der Deutsche mit seinem
tiefen Gemüth , mit seinem scharfen Verstände , mit seinem aufrichtigen Sinne für Gesetzlichkeit.

Mein Antrag gebt demnach dahin , in den Unterricht der Volksschulen auch den Unterricht
in der Verfassung unseres Staats und in dem Gemeindegesetze aufzunehmen , undNie -
manden das Bürgerrecht eher zu crthcilen , bis er sich über die genaue Kenntniß jener
Gesetze auSgewiesen hat .

Meine Herren ! Im Namen unserer Heranwachsenden Jugend , im Namen deS achtbaren Standes unserer
Volksschullehrer bitte ich Sie , unterstützen Sie nieine Motion .
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